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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 34. 


(Nr. 3170.) Statuten für die ritterſchaftliche Privatbank in Pommern. Vom 24. Auguft 2. v, A be 
1849. Ae. C. Ta EC 


2 PESORR 5 38) 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. ee, I o 


Nachdem die ritterſchaftliche Privatbank in Pommern darauf angetragen haet 
ihr die Ermaͤchtigung zur Emiſſion von Noten zu ertheilen, und zu dieſem 777 "7" 
Zwecke die Statuten vom 23. Januar 1833. (Geſetzſammlung 1833. S. 5.) ee 
und den am 12. Mai 1833. beftätigten Geſellſchaftsvertrag einer Reviſion zu K 
unterwerfen, fo wollen Wir, auf Grund der hierüber in den Generalverſamnum⸗ 
lungen der Aktionaire vom 16. Januar und 25. April 1849. gefaßten Be⸗ 
ſchluͤſſe und der demnaͤchſt mit den Bevollmaͤchtigten der Bank gepflogenen Cony e ee 
e e der ritterſchaftlichen Privatbank in Pommern unter Vorbehalt o., v 7 
derjenigen Veränderungen, welche in den Rechten und Befugniſſen der Bankk 
etwa in Folge der durch die Verfaſſungsurkunde vom 5. Dezember 1848., in K "" 
beſondere durch den Artikel 100. derſelben, vorgeſehenen allgemeinen Reviſion er, 
der Geſetzgebung eintreten werden, hierdurch die nachſtehenden neuen Statuten peyizan 
verleihen, und zugleich auf Grund des Geſetzes vom 17. Juni 1833. (GGeſetz⸗ AA 
Sammlung S. 75.) die Genehmigung zur Ausſtellung von Noten unter den in z tr 
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dieſen Statuten feſtgeſetzten Bedingungen ertheilen. Tec cg. e , 
i 8d; fas ir) | 
T i We 1 eee, A, 
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Von dem Zwecke und den Fonds der Bank. 


H. 1. ar IERO) 
Die ritterfchaftliche Privatbank ift eine Aktiengeſellſchaft, welche den 
Zweck hat, den Umlauf des Geldes zu befoͤrdern, Kapitalien nutzbar zu machen, 
Handel und Gewerbe zu unterſtuͤtzen und einer uͤbermaͤßigen Steigung des Zins— 
fußes vorzubeugen. 37 
Jahrgang 1849. (Nr. 3170.) 5. 


win, Reben. dere 2 jaun ! 


Ausgegeben zu Berlin, den 22, September 1849, 
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H. 2. 
3 3 Gegruͤndet iſt die Bank im Jahre 1833. auf ein baar eingeſchoſſenes 
Aktienkapital von Einer Million Thalern Preußiſch Kurant mit der Berechti— 
ee bee gung, daſſelbe bis auf zwei Millionen Thaler zu erhoͤhen. Die Aktien ſind 
jede zu fuͤnfhundert Thalern Preußiſch Kurant nach dem beigefuͤgten Schema 
NA. ausgefertigt. ; 
vE Nach Publikation dieſer Statuten auszufertigende Aktien werden nach 
D dem beiliegenden Schema B. ausgeſtellt, und ift darin den Inhabern dieſer 
— Aktien für den Betrag derſelben verhaͤltnißmaͤßiger Antheil an den Fonds der 
Bank, ihren Erwerbungen, Vorrechten und Verpflichtungen zuzuſichern, bezie- 
hungsweiſe aufzuerlegen, wie ſolche durch die vorliegenden Statuten befiimmt 
find. Die Rechte und Verbindlichkeiten der nach dem Schema A. bereits aus— 
gefertigten Aktien werden ebenfalls nach den vorliegenden Statuten beurtheilt. 
Das geſammte Aktienkapital iſt zu vier vom Hundert verzinslich und werden 
die Zinſen auf Kupens nach dem Schema C. halbjährlich ausgezahlt. 
Die Bank darf das Stammkapital weder durch Ruͤckzahlung an die 
Aktionaire, noch durch Ankauf der Aktien, noch durch Zinszahlung auf das 
Aktienkapital verkleinern. 
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BE A. 20 ge 1 Hs $. 3. 

£ Von dem nach Abzug der Koſten und Zinſen verbleibenden jährlichen 
Gewinn werden zwei Drütheile als Dividende unter die Aktionaire jährlich 
vertheilt, ein Drittheil dagegen zu dem Reſervefonds zuruͤckgelegt, welcher be— 
ſtimmt iſt, die Verzinſung des Aktienkapitals unter allen Umſtaͤnden ſicher zu 
ſtellen und etwanige Ausfaͤlle zu decken. Wuͤrden die hiernach als Dividende 
zu vertheilenden zwei Drittel des jährlichen Gewinns mehr als fünf Rthlr. 
pro Aktie, alſo Zinſen und Dividende zuſammen mehr als fuͤnf Prozent des 
Aktienkapitals betragen, ſo ſoll von dem Betrage uͤber fuͤnf Prozent noch die 
Haͤlfte dem Reſervefonds ſo lange zufließen, bis derſelbe die Hoͤhe von 
zweimalhundert und funfzig tauſend Thalern erreicht. Wenn durch ſpaͤter ent- 
ſtehende Verluſte der Reſervefonds zur Deckung der letzteren in Anſpruch ge— 
nommen wird, fo foll von demjenigen Betrage der Dividende, welcher fünf Rthlr. 
pro Aktie uͤberſteigt, wiederum die Haͤlfte dem Reſervefonds ſo lange zufließen, 
bis dieſer die vorgeſchriebene Hoͤhe wieder erreicht hat. 

Der Reſervefonds darf den Betrag von dreißig Prozent des Aktienkapitals 

nicht uͤberſteigen. Ueber dieſen Fonds ift in den Buͤchern der Bank beſondere 
Rechnung zu fuͤhren; derſelbe kann jedoch zu allen Geſchaͤften der Bank gleich 
den uͤbrigen Fonds verwendet werden. 


$. 4. 
Jeder Aktionair hat nach Verhaͤltniß der Zahl feiner Aktien Antheil an 
dem geſammten Eigenthum, dem Gewinn und Verluſte der Geſellſchaft. 
Das eingeſchoſſene Aktienkapital it nebſt dem aus dem jährlichen Ge- 
winn zu bildenden Reſervefonds zur Erfuͤllung aller Verpflichtungen beſtimmt, 
die 
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die von den Behoͤrden der Bank gegen dritte Perſonen innerhalb der Grenzen 

dieſer Statuten eingegangen ſind. * i 
Eine anderweitige und perſoͤnliche Verpflichtung der Aktionaire findet 

nicht ſtatt. 


$. 5. 

Es kann kein Aktionair außer dem Falle der Auflöfung der Gefell- 
ſchaft den eingezahlten Betrag zuruͤckfordern. Dagegen koͤnnen die Bankaktien 
an Dritte uͤbertragen und verpfaͤndet werden; dieſelben ſind aber untheilbar 
und deshalb theilweiſe Uebertragungen und Verpfaͤndungen unzuläjlig. 


H. 6. 

Die Uebertragung des Eigenthums von Aktien kann nur durch einen 
ſchriftlichen Ceſſionsvermerk auf der Ruͤckſeite der Aktien mit den Worten „ce: 
dirt an N. N. von N. N.“ und mit Angabe von Ort und Datum gültig ge- 
ſchehen. Dieſelbe muß in dem Aklienbuche der Geſellſchaft vermerkt und zu⸗ 
gleich auf der Aktie ſelbſt von dem Bankdirektorium beſcheinigt werden, zu wel⸗ 
chem Zwecke die Aktie dem Direktorium einzureichen iſt. 

Wird das Eigenthum einer Bankaktie durch Erbſchaft oder gerichtliche 
Ueberweiſung uͤbertragen, ſo vertreten die Dokumente daruͤber die Stelle der 
Ceſſion des Eigenthuͤmers. 

Im Verhaͤltniß zu der Geſellſchaft werden nur diejenigen als die Eigen⸗ 
thuͤmer der Aktien angeſehen, die als ſolche im Aktienbuche verzeichnet ſind. 


§. 7. 
Kein Aktionair darf mehr als achtzig Aktien eigenthuͤmlich erwerben. 


$. 8. 


In Betreff der von der ritterſchaftlichen Privatbank bei der General— 
Staatskaſſe niedergelegten 500,000 Rthlr. in Staatsſchuldſcheinen, welche zur 
Sicherheit für die früher emittirten in Gemaͤßheit der Order vom 5. Dezem⸗ 
ber 1836. eingezogenen 500,000 Rthlr. in Fuͤnfthalerſcheinen dienen, deren 
Realiſation der Staat fuͤr die von der ritterſchaftlichen Privatbank gezahlten 
30,000 Rthlr. übernommen hatte, wird folgende Beſtimmung getroffen. 

Die ritterfchaftliche Privatbank übernimmt die Verpflichtung, diejenigen 
500,000 Rthlr. Kaſſenanweiſungen, welche der Staat gegen das Depot von 
eben fo viel Staatsſchuldſcheinen emittirt hat, zu amortiſiren. Die Amortiſa⸗ 
tion geſchieht dergeſtalt, daß der Staat Ein Prozent von 500,000 Rthlr. alljaͤhr⸗ 
lich von den Zinſen zuruͤckbehaͤlt, welche der Bank jetzt von den deponirten 
Staatsſchuldſcheinen zufließen, und das zuruͤckbehaltene Prozent in Staatspa— 
pieren anlegt, ſo daß die Zinſen der letzteren dem Amortiſationsfonds zu— 
wachſen, auch die Zinſen immer wieder zu Gunſten des Amortiſationsfonds 
verzinslich in Staatspapieren angelegt werden. Es gilt hiernach als amortiſirt, 
was durch den jährlich zuruͤckbehaltenen Betrag von 5000 Rthlr., ſowie durch 
die wirklich aufgekommenen Zinſen gedeckt iſt, ohne daß uͤber den Kurs der 
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fuͤr den Amortiſationsfonds angekauften Papiere zwiſchen dem Staat und der 
Privatbank eine Berechnung ſtatt findet. 

Alljaͤhrlich ift die Privatbank berechtigt, denjenigen Theil der deponirten 
500,000 Rthlr. Staatsſchuldſcheine nebſt Kupons vom Staate zuruͤckzufordern, 
welcher durch die Amortiſation frei geworden iſt, jedoch mit der Beſchraͤnkung, 
daß dem Staate bis zur Beendigung des Amortiſations-Verfahrens ſtets ein 
ſolcher Beſtand des Depots verbleibt, daß die Amortiſationsquote von 5000 
Rthlr. jährlich aus den Zinſen deſſelben entnommen werden kann. 

Wenn die nach dieſen Statuten der Privatbank geſtattete Noten⸗Emiſſion 
wegen Ablaufs des zehnjaͤhrigen Zeitraums oder ſonſt — nach F. 29. dieſer 
Statuten — aufhoͤrt und nicht prolongirt wird, — ſei es, daß die Bank nicht 
auf Prolongation antraͤgt oder daß der Staat ſolche nicht gewaͤhrt, — oder 
wenn die Prolongation ihre Endſchaft erreichen ſollte, ſo tritt fuͤr das bis 
dahin nicht amortiſirte Quantum der Schuld die im F. 10. der Statuten vom 
23. Januar 1833. genehmigte Vereinbarung vom 11. Januar 1833. (Geſ. 
Samml. 1833. S. 12.) wieder in Kraft, und zwar ohne weitere Fortſetzung 
des Amortiſationsverfahrens dergeſtalt, daß die Zinſen der deponirten Staats- 
ſchuldſcheine der Bank verbleiben und dem Bankdirektorio von der General- 
Staatskaſſe halbjaͤhrig durch Herausgabe der Zinskupons oder baar uͤberwieſen 
werden, und daß die Staatsſchuldſcheine, wenn die Bankgeſellſchaft ſich auf⸗ 
loͤſen ſollte, in das Eigenthum des Staats uͤbergehen. 

Wenn dagegen die Amortiſation der ganzen 500,000 Rthlr., welche zu 
beſchleunigen der Bank jederzeit vorbehalten bleibt, beendigt ſein wird, ſo er⸗ 
hält die Bank die an den Staat urſpruͤnglich verguͤtigten 30,000 Rthlr. Rea- 
liſationskoſten zuruͤck. 


ae 
Von der Verfaſſung und Verwaltung der Bank. 
5.9, 


Die Bank bleibt unter die Oberaufficht des Staats geftellt, welche von 
Unferem Minifterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten durch einen 
Kommiſſarius ausgeübt wird. Der Kommiſſarius wird von dem Minifterium 
mit entſprechender Inſtruktion verſehen, deren Inhalt den Bankvorſtaͤnden mit- 
zutheilen und fuͤr dieſelben maßgebend iſt. 

i 5 Staat iſt für die Operationen der Bank in keiner Weiſe verant- 
wortlich. 


$. 10. 


Die gemeinſchaftlichen Angelegenheiten der Geſellſchaft werden theils 
durch die Banf-Direftion, deren Hauptſitz Stettin ift, theils durch das Kura- 
torium der Bank, theils durch Beſchluͤſſe der Geſellſchaft in ihren General- 
Verſammlungen beſorgt und wahrgenommen. 


H. 11. 
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Die Generalverſammlung iſt die oberſte Inſtanz in allen Verwaltungs⸗ 
Angelegenheiten der Geſellſchaft. Dieſelbe empfaͤngt jaͤhrlich einen, alle Zweige 
der Verwaltung umfaſſenden Geſchaͤftsbericht nebſt dem Jahresabſchluß der 
Bank und nebſt Vorſchlaͤgen wegen Vertheilung des hiernach ſich ergebenden 
Gewinnes, wegen Bewilligung von Gratifikationen und wegen etwaniger Ab— 
ſchreibungen vom Reſervefonds. è EIRE 

Nur auf ihren Beſchluß koͤnnen Dividenden ausgetheilt, Gratifikationen 
bewilligt oder Anträge auf Abänderung der Statuten gemacht werden. Die 
Auszahlung der Dividende erfolgt auf Beſchluß der Generalverſammlung ge— 
gen Dividendenſcheine nach dem beiliegenden Schema ). ; 

2 Der Generalverſammlung ſteht es zu, die Geſchaͤftsinſtruktion ſowohl 
fuͤr die Direktion und fuͤr den Syndikus der Geſellſchaft, als auch fuͤr das 
Kuratorium innerhalb der Feſtſetzungen des gegenwärtigen Statuts zu erthei⸗ 
len, abzuaͤndern und zu ergaͤnzen, die Kuratoren unter den Aktionairen zu er⸗ 
waͤhlen, auf den Vorſchlag des Kuratoriums die Direktoren und den Syndi⸗ 
kus zu ernennen und Beſchwerden úber die Beamten der Bank durch ihre Ent- 
ſcheidung zu erledigen. ; 

Die Geſchaͤftsinſtruktionen unterliegen der Genehmigung des vorgeſetzten 
Miniſteriums. . ; 

Von jeder beſchloſſenen Ergänzung oder Abaͤnderung der Inſtruktionen ift 
dem Staats-Kommiſſarius ſofort Anzeige zu machen. 


H. 12. 


Die Generalverſammlung findet in Stettin und zwar alljaͤhrlich am 25. 
April oder, wenn dieſer Tag ein Sonn- oder Feſttag iſt, an dem naͤchſtfolgen⸗ 
den Tage ſtatt. Dieſelbe kann aber auch jederzeit außerordentlich berufen wer⸗ 
den, ſei es auf Beſchluß des Kuratoriums oder auf Antrag von mindeſtens 
zwanzig ſtimmberechtigten Aktionairen, welchem Antrage das Kuratorium Folge 
zu geben ſchuldig iſt. ni; 

Es foll als eine, alle Aktionaire verbindende, rechtsguͤltige Einladung zu 
einer außerordentlichen Generalverſammlung angeſehen werden, wenn dieſelbe 
unter allgemeiner Angabe der zu verhandelnden Gegenſtaͤnde durch eine Ber— 
liner und eine Stettiner Zeitung zweimal, und zwar das erſtemal ſpaͤteſtens 
vier Wochen und das zweitemal ſpaͤteſtens vierzehn Tage vor dem Tage der 
Verſammlung, bekannt gemacht wird. it 


Jeder im Aktienbuche der Geſellſchaft verzeichnete Inhaber einer Bank⸗ 
Aktie iſt berechtigt, den Generalverſammlungen beizuwohnen. Stimmberechtigt 
iſt aber nur derjenige, welcher mindeſtens vier Aktien beſitzt. 

Der Inhaber von 
4 bis 10 Aktien hat Eine Stimme, 

20 = zwei Stimmen, 
40 drei Stimmen, 
80 vier Stimmen. 
(Nr. 3470.) Das 
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Das Stimmrecht kann auch durch Bevollmaͤchtigte ausgeuͤbt werden. 
Dieſe muͤſſen aber ebenfalls Aktionaire ſein. Ihre eigenen ſtimmfaͤhigen Aktien 
werden mit denen ihrer Machtgeber zuſammen gerechnet, und die Summe er— 
giebt dann die Stimmberechtigung. Jedoch darf weder das Maximum von 
vier Stimmen uͤberſchritten, noch durch Zuſammentreten mehrerer nicht ſtimm— 
berechtigter Aktionaire ein Stimmrecht begruͤndet werden. 


$. 14. 


Bei Abſtimmungen entſcheidet die einfache Stimmenmehrheit. Bei Stim- 
mengleichheit entſcheidet die Stimme desjenigen unter den anweſenden Aktionai— 
ren, welcher die groͤßte Anzahl von Bankaktien beſitzt. 

Zur Guͤltigkeit eines Beſchluſſes gehört, daß die anweſenden Aktionaire 
zu wenigſtens dreißig Stimmen berechtigt ſind. 

Wenn die Verſammlung, ſei es die ordentliche oder eine außerordentlich 
berufene, nicht beſchlußfaͤhig zu Stande gekommen iſt, ſo iſt binnen acht Tagen 
unter Angabe der Gegenſtaͤnde, hinſichtlich deren es eines Beſchluſſes bedarf, 
eine neue Verſammlung zu berufen. Die in dieſer Verſammlung erſcheinenden 
Mitglieder koͤnnen alsdann ohne Ruͤckſicht auf die Zahl ihrer Stimmen guͤltige 
Beſchluͤſſe faſſen. 

Die Aufloͤſung der Geſellſchaft kann nur durch einhelligen Beſchluß aller 
ſtimmberechtigten Mitglieder und nur nach Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten 
erfolgen. 


$ 15. 


In den Generalverſammlungen fuͤhrt der Praͤſident des Kuratoriums 
den Vorſitz. 

Die Mitglieder des Kuratoriums und die Direktoren find den Verſamm— 
lungen beizuwohnen verpflichtet. 

Ueber die Verhandlungen und Beſchluͤſſe wird von dem Syndikus der 
Geſellſchaft ein Protokoll aufgenommen und außer dem Protokollfuͤhrer von 
ben 9 aen und von wenigſtens drei ſtimmberechtigten Aktionairen unter 
ſchrieben. 


$. 16. 


Das Kuratorium beſteht aus ſieben ſtimmberechtigten Aktionairen mit 
Einſchluß des Praͤſidenten, welchen daſſelbe aus ſeinen Mitgliedern der Gene— 
ralverſammlung vorſchlaͤgt, die jedoch auch ein anderes Mitglied des Kurato— 
toriums zu waͤhlen ermaͤchtigt iſt. 

Der Praͤſident wird auf ſechs Jahre ernannt und kann nach Ablauf 
dieſer Zeit wieder gewaͤhlt werden. 

Von den Kuratoren ſcheidet jaͤhrlich einer aus; derſelbe kann jedoch 
ebenfalls wieder gewaͤhlt werden. 


. 17. 


Das Kuratorium hat die Kontrolle und obere Leitung. Zum Reſſort 
deſſelben gehoͤrt die Anſtellung, Gehalts- und Kautions-Regulirung der en 
eam⸗ 
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beamten, die Einführung und Vereidung ſaͤmmtlicher Beamten, ſowie die Be- 
ſtaͤtigung der zu bildenden Agenturen; ferner die Abnahme der Jahresrechnun⸗ 
gen und Extheilung der Decharge für die Verwaltung, die Vorbereitung der 
Vortraͤge fuͤr die Generalverſammlung und die Verhandlung mit der oberauf— 
ſehenden Staatsbehoͤrde. Ber 


Der Praͤſident des Kuratoriums ift beftändiger Kommiſſarius deſſelben 
bei der Direktion. Außerdem hat das Kuratorium aus feiner Mitte jährlich 
einen Kaſſenkurator zum Behufe regelmäßiger und außerordentlicher Kaffenre- 
viſionen, desgleichen einen Ausſchuß von zwei Perſonen zu waͤhlen, welcher mit 
der Direktion die Bewilligung von Krediten normirt und in eiligen Faͤllen das 
geſammte Kuratorium vertritt. 

Die Bewilligung und die Vertheilung der Kredite unterliegt der regel— 
maͤßigen Beurtheilung und Reviſion des geſammten Kuratoriums. 


H. 10. 


Das Kuratorium verſammelt ſich in Stettin auf Einladung des Vor— 
ſitzenden regelmaͤßig alle zwei Monate; außerdem ſo oft es die Umſtaͤnde 
erfordern. 

Alljaͤhrlich ſogleich nach dem Jahresſchluſſe hat das Kuratorium eine 
umfaſſende Geſchaͤftsreviſion vorzunehmen. 

Zur Faſſung guͤltiger Beſchluͤſſe muͤſſen außer dem Vorſitzenden wenig— 
ſtens drei Kuratoren gegenwaͤrtig ſein. Die Beſchluͤſſe werden nach Stimmen— 
mehrheit der Anweſenden gefaßt; bei Stimmengleichheit giebt die Meinung des 
Vorſitzenden den Ausſchlag. 

Ueber die Verhandlungen des Kuratoriums wird ein Protokoll gefuͤhrt, 
welches von den anweſenden Mitgliedern zu unterſchreiben iſt. 


$. 20. 


Die Bankdirektion beſteht aus zweien mit gleichen Befugniſſen und Ver: 
pflichtungen beſtellten Direktoren und einem Syndikus. 

Die beiden Direktoren haben den Betrieb und die Verwaltung der Bank— 
geſchaͤfte und der geſammten Bankfonds mit denſelben Rechten und Pflichten, 
wie Handlungsdisponenten. Einer Spezialvollmacht beduͤrfen die Direktoren 
ſelbſt in den Faͤllen nicht, wo die Geſetze ausdruͤcklich eine ſolche fordern. 

Es koͤnnen mit jedem von den beiden Direktoren die der Bank nach den 
gegenwaͤrtigen Statuten zuſtehenden Geſchaͤfte gemacht werden. Die Ausfer— 
tigungen der Bank aber muͤſſen mit Beider Unterſchrift verſehen ſein, wobei, 
wenn einer oder der andere verhindert iſt, die Unterſchrift der fuͤr ſolchen Fall 
vom Kuratorium zu ſubſtituirenden Beamten genuͤgt. 


F. 21. 
Die Inſinualion der Vorladungen und anderer Zufertigungen an die 
Geſellſchaft it gültig, auch wenn fie nur an Einen der Direktoren geſchieht. 
Eide Namens der Geſellſchaft werden von beiden Direktoren geleiſtet, 
wenn nicht die Gegenpartei einen derſelben zur Eidesleiſtung auswaͤhlt. 
(Nr. 3470.) $. 22. 
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$. 22. 


Der Syndikus iſt der verantwortliche Rechts-Konſulent des Kuratoriums 
und der Direktion. 


F. 23. 


Die Bankdirektoren, der Syndikus, die Kaſſirer und die Buchhalter 
ſind fixirt beſoldete Beamte der Bank. Tantiemen duͤrfen ihnen nur aus den 
wirklichen Ueberſchuͤſſen bewilligt werden. i 

Der Praͤſident und die Mitglieder des Kuratoriums beziehen als ſolche 
keine Beſoldung; dagegen werden ihnen Diaͤten und reſp. Reiſekoſten ver⸗ 
guͤtigt. 


Titel I. 


Von den Geſchaͤften der Bank. 
§. 24. 


Zur Erreichung der im H. 1. angegebenen Zwecke ift die Bank befugt: 

1) Wechſel und Geldanweiſungen zu diskontiren und fuͤr eigene oder fuͤr 
dritte Rechnung zu kaufen und zu verkaufen, 

2) auf trockene Wechſel, ſowie 

3) gegen Unterpfand, Kredit und Darlehne zu geben, 

4) inländifche Staats- und auf jeden Inhaber lautende ſtaͤndiſche, Kommu- 
nal⸗ und andere oͤffentliche Papiere, ſowie edle Metalle und Muͤnzen 
fuͤr eigene oder fuͤr dritte Rechnung zu kaufen und zu verkaufen; der 
Ankauf fuͤr eigene Rechnung findet jedoch nur bis zu dem durch die 
Inſtruktion feſtzuſetzenden Betrage ſtatt, f 

5) Wechſel und Anweiſungen auf dritte Perſonen zu ertheilen und derglei⸗ 
chen von Dritten ausgeſtellte Wechſel und Anweiſungen für andere Rech- 
nung einzuziehen, 

6) Gelder gegen Verbriefung, ſowie in laufender Rechnung, zinsbar oder 
unzinsbar anzunehmen, 

7) Anweiſungen auf ſich ſelbſt als ein eigenes Geldzeichen unter der Be— 
nennung „Banknoten“ auszugeben, 

8) Gelder und Effekten in Verwahrung zu nehmen. 

Andere kaufmaͤnniſche Geſchaͤfte, namentlich Waarenhandel, bleiben der 
Bank unterſagt. f 
. 2. 


Das Diskontiren und der Ankauf von gezogenen Wechfeln ift der Bank 
nur geſtattet, wenn dieſelben nicht uͤber drei Monate zu laufen und der Regel 
nach drei ſolide Verbundene haben. 

Dieſe Bedingungen gelten auch fuͤr Gewaͤhrung von Darlehnen auf 
eigene (trockene) Wechſel. 

Die Wechſel muͤſſen mit einem auf die Bank lautenden Giro verſehen, 
beziehungsweiſe an deren Order ausgeſtellt fein. 

$. 26. 
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$. 26. 


Darlehne auf Unterpfand unterliegen gleichfalls der Regel, daß fie nicht 
laͤnger als auf drei Monate bewilligt werden duͤrfen. 
Als Unterpfaͤnder koͤnnen angenommen werden: 

a) Gold und Silber, gemuͤnzt und ungemuͤnzt, nach ihrem Metallwerth 
mit einem Abſchlag von 5 Prozent, 

b) inländifche zinstragende, auf jeden Inhaber lautende Staats-, ſtaͤndiſche, 
Kommunal- und andere unter Autoritaͤt des Staats von Korporatio—⸗ 
nen oder Geſellſchaften ausgegebene Papiere mit einem in der Geſchaͤfts— 
Inſtruktion zu beſtimmenden Abſchlage von dem jedesmaligen Kurſe. 

Andere oͤffentliche Papiere wird die Bank nicht beleihen, ſoweit nicht 
die Geſchaͤfts-Inſtruktionen Ausnahme zulaſſen. 

Ihre eigenen Aktien darf die Bank nicht beleihen, eben ſo wenig die 
Aktien anderer Privatbanken. 

c) Gezogene Wechſel, welche der Vorſchrift des H. 25. entſprechen und der 
Bank mit einem unausgefuͤllten Giro uͤbergeben werden, mit einem Ab— 
ſchlage von 5 Prozent ihres Kurswerthes, 

d) Kaufmannswaaren, die dem Verderben nicht unterworfen ſind, bis zu 
zwei Drittheilen ihres Werthes. 


$. 27. 


Auf Grundſtuͤcke darf die Bank ihre Fonds nicht ausleihen. Dagegen 
darf ſie, um fuͤr ſchon beſtehende Forderungen Deckung zu erlangen, ſich 
Schuldverſchreibungen zur Eintragung auf Grundſtuͤcke ausſtellen, auch Hypo⸗ 
thekenforderungen cediren laſſen. 

Hypothekariſche Schuldverſchreibungen als Fauſtpfand und zur Verſtaͤr— 
kung perſoͤnlicher Sicherheit von Wechſel- und anderen Debitoren anzunehmen, 
bleibt der Bank auch ferner geſtattet, wenn die Aktiva auf laͤndlichen Grund— 
ſtuͤcken innerhalb zwei Drittel, auf ſtaͤdtiſchen Grundſtuͤcken innerhalb der 
Haͤlfte des nachgewieſenen Grundwerths eingetragen ſind, was die Direktion 
und der Syndikus zu pruͤfen und der Letztere behufs Ausweis gegen das Ku— 
ratorium jedesmal zu beſcheinigen hat. 

Antraͤge der Bank bei Hypothekenbehoͤrden auf Eintragungen freiwillig 
beftellter Hypotheken muͤſſen durch Beſcheinigungen des Königlichen Kommiffa- 
rius begruͤndet werden, in welchen anerkannt wird, daß die Bank ſtatutariſch 
zum Abſchluß des betreffenden Geſchaͤfts befugt geweſen ſei. 


$. 28. 


Die Annahme verzinsbarer Kapitalien gegen Verbriefung findet nur in 
Beträgen von mindeſtens funfzig Thalern ftatt, und darf die Verbriefung nur 
auf den Namen des Einzahlenden ausgeſtellt werden. 

Die Annahme von dergleichen Kapitalien iſt in Zukunft auf eine laͤng⸗ 
ſtens ſechsmonatliche Kuͤndigungsfriſt zu beſchraͤnken, inſofern nicht auf Antrag 
der Bankverwaltung das Miniſterium eine laͤngere Kuͤndigungsfriſt bewilligt. 

Die Bank ift befugt, in den Obligationen über die bei ihr belegten Ka- 
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pitalien die Fa ung zu ftellen, daß fie berechtigt, aber nicht verpflichtet fein 
foll, die Legitimation des Inhabers der Obligation zu prüfen. 


| $. 29. 
e Das Recht der Bank, unverzinsliche Noten auszufertigen und in Um- 


zehnjaͤhrigen Zeitraum beſchraͤnkt, welcher mit dem 1. Januar 1850. beginnt. 
Wenn innerhalb dieſes Zeitraums die Bankordnung vom 5. Oktober 1846. 
aufgehoben wird, ſo erliſcht das Recht zur Noten-Emiſſion ſechs Monate nach 
Bekanntmachung des betreffenden Geſetzes ohne Anſpruch der Bankgeſellſchaft 
auf Entſchaͤdigung. ; 5 


Die Bank darf außer denjenigen Papieren, zu deren Ausgabe ſie nach 
den ausdruͤcklichen Beſtimmungen der gegenwaͤrtigen Statuten befugt iſt, keine 
Papiere ausgeben, welche als lettres au porteur umzulaufen geeignet find. 
Bei entſtehendem Zweifel unterwirft die Bank ſich deshalb der Entſcheidung 
des vorgeſetzten Miniſteriums. 

Die Bank hoͤrt ſofort auf, ſogenannte Depoſitenſcheine (rothe Scheine) 
in Umlauf zu ſetzen und vernichtet die aus dem Verkehr zu ihr zuruͤckkehrenden 
Scheine dieſer Art, ſo wie ſie eingehen. Saͤmmtliche Depoſitenſcheine muͤſſen 
innerhalb eines Zeitraums von 18 Monaten eingezogen oder amortiſirt ſein. 


$. 31. 


Die Banknoten werden in Apoints von 10 Rthlr., 20 Rthlr., 50 Rthlr. 
und 100 Rthlr. ausgefertigt. Das Verhaͤltniß dieſer Apoints unter einander 
wird durch die Inſtruktion beſtimmt. Dieſelben lauten auf jeden Inhaber und 
ſollen von der Bank auf Verlangen jederzeit in Stettin in klingendem Gelde 
realiſirt werden. 


H. 32. 


Von dem Betrage der umlaufenden Noten muß wenigſtens ein Drittheil 
in klingendem Gelde, wenigſtens ein Drittheil in diskontirten Wechſeln, der 
Reſt in inlaͤndiſchen, auf jeden Inhaber lautenden zinstragenden Staats-, 
Kommunal- oder anderen, unter Autoritaͤt des Staats von Korporationen 
oder Geſellſchaften ausgegebenen Papieren nach dem Kurswerthe zur Zeit 
der Hinterlegung, in einer von den uͤbrigen Kaſſen der Bank geſonderten Kaſſe 
vorhanden ſein, fuͤr welche eine ganz abgeſonderte Buchfuͤhrung einzurichten iſt. 

Die Bank entnimmt ihren Bedarf an Noten aus dieſer Kaſſe gegen 
Einlieferung der Werthe nach vorſtehender Beſtimmung; es ſteht ihr jederzeit 
frei, dorthin Noten gegen Werthe, wobei das vorgedachte Verhaͤltniß maaf- 
gebend bleibt, zuruͤckzugeben. 

Die Einrichtung dieſer Kaſſe und der Verkehr derſelben wird durch die 
Inſtruktion geregelt. 
$. 33. 


So lange noch ſogenannte Depoſitenſcheine (rothe Scheine) im e 
in 
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find ($. 30.), muß für den Betrag derſelben die vollftändige Deckung in den 
unter F. 32. angegebenen Werthen und in dem angegebenen Verhaͤltniſſe der- 
ſelben in der Notenkaſſe vorhanden ſein. 


F. 34. 


Bei der Verwaltung der Notenkaſſe iſt ein vom Staate anzuſtellender, 
der Auffichtsbehörde verantwortlicher Beamter zu betheiligen, deffen Dienſtver⸗ 
pflichtung die Inſtruktion regeln wird. Dieſer Beamte wird von der Bank be— 
ſoldet, und kann bei derſelben, unbeſchadet ſeiner Pflichten in Bezug auf die 
Notenkaſſe, gleich wie die übrigen Beamten von der Direktion beſchaͤftigt wer- 
den. Es wird jedoch dem Staatskommiſſarius (F. 9.) das Recht vorbehalten, 
das Maaß und die Art der dem betreffenden Beamten anzuweiſenden ander— 
weitigen dienſtlichen Beſchaͤftigung bei der Bank zu beſtimmen, ſowie bei der 
Beſtimmung ſeines Gehalts und etwaiger Gratifikationen zu konkurriren, und 
die von demſelben zu beſtellende Kaution feſtzuſetzen. Derſelbe wird mit den 
Direktoren der Bank ſolidariſch dafür haften, daß die Deckungsmittel für die 
umlaufenden Noten und Scheine nach den Beſtimmungen der $$. 32. und 33. 
ſtets vorhanden ſind. 


* 


$. 35. 
Außer den Fonds, welche zur Deckung der Noten ſpeziell beſtimmt ſind, 
haften auch ſaͤmmtliche uͤbrige Aktiva der Bank vorzugsweiſe fuͤr deren Ein— 
loͤſung. 


§. 36. 


Die Form, der Inhalt und die Anfertigung der zu emittirenden Banf- 
noten unterliegen der Genehmigung und der Aufſicht der Staatsbehoͤrde. 


$. 37. 


Wer die Noten der Pommerſchen ritterſchaftlichen Privatbank verfaͤlſcht, 
oder nachmacht, oder dergleichen verfaͤlſchte oder nachgemachte Noten wiſſentlich 
verbreiten hilft, ſoll gleich demjenigen beſtraft werden, welcher falſches Geld 
unter landesherrlichem Gepraͤge gemuͤnzt oder verbreitet hat. (F. 267. Th. II. 
Tit. 20. des Allg. Landrechts.) 


H. 38. 


Die Noten vertreten in Zahlung die Stelle des klingenden Geldes, jedoch 
ohne daß ein Zwang zu deren Annahme beſteht, und ſind gleich dem baaren 
Gelde keiner Vindikation oder Amortiſation unterworfen. 

Fuͤr den Fall, daß die umlaufenden Noten eingerufen werden ſollen, 
wird die Praͤkluſionsfriſt auf ſechs Monate feſtgeſetzt. Dieſe Praͤkluſionsfriſt 
wird auch im Betreff der ſogenannten Depoſitenſcheine feſtgeſetzt, wenn es zur 
Genuͤgung der Vorſchrift des $. 30. noͤthig werden ſollte, dieſelben einzurufen. 

Die Einrufung iſt durch zwei von den in Stettin erſcheinenden 
Zeitungen, durch die Amtsblaͤtter der Provinz und durch eine Berliner Zeitung 
drei Mal von vier zu vier Wochen bekannt zu machen. 
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$. 39. | 


Wenn die Konzeffion, Noten zu emittiren, dem $. 29. zufolge wegen 
Aufhebung der Bankordnung vom 5. Oktober 1846. oder wegen Ablaufs des 
daſelbſt beſtimmten Zeitraums erliſcht, fo muͤſſen ſaͤmmtliche Noten der ritter- 
ſchaftlichen Privatbank innerhalb Jahresfriſt eingeloͤſt werden. Daſſelbe gilt, 
wenn die Bankgeſellſchaft beſchließt, fich aufzuloͤſen. 


$. 40. 


Das Banfdireftorium hat 

a) allmonatlich eine Ueberſicht der am letzten Tage des verfloſſenen Mo— 
nats vorhanden geweſenen Aktiva und Paſſiva, insbeſondere der Beſtaͤnde 
in gemuͤnztem Golde und Silber, Barren und Wechſeln, ferner des Be— 
trages der Forderungen aus Darlehnen und aus laufender Rechnung, ſo— 
wie der umlaufenden Banknoten, 

alljährlich nach dem Jahresabſchluſſe einen Status ihres Vermögens und 
einen, alle Zweige des Verkehrs umfaſſenden Geſchaͤftsbericht, fuͤr das 
abgelaufene Jahr in zwei in Stettin erſcheinenden Zeitungen bekannt zu 


b 


— 


machen. 
Titel IV. 
Von den Rechten der Bank. 
§. 41. 


Die Bank hat die Rechte einer oͤffentlichen privilegirten Korporation. 

Den Beamten der Bank ($. 23.) kommt die Eigenſchaft und der Glaube 
Öffentlicher Beamten zu, und den von ihrer ſtatutenmaͤßigen Adminiſtration auf- 
genommenen und ausgefertigten Verhandlungen und Urkunden wird die Eigen⸗ 
ſchaft und Guͤltigkeit oͤffentlicher Dokumente beigelegt. 


$. 42. 

Die Aktien und die Noten der Bank ſind keiner Stempelabgabe unter⸗ 
worfen. Bei dem inneren Verkehr der Bank ſoll ſie hinſichtlich der Stempel— 
befreiung nach den Beſtimmungen fuͤr die Preußiſche Bank behandelt werden. 
Auch ſoll ſie in ihren Prozeſſen als Inſtitut die Sportelfreiheit und in Betreff 
der Stempel die Rechte der Preußiſchen Bank genießen. 


F. 43. 


Es verbleibt ferner bei der Portofreiheit, welche der Bank innerhalb der 
e biggie fuͤr die Korreſpondenz mit ihren Beamten und Agenten ver— 
iehen iſt. 

Dieſer Fall der Befreiung iſt auf den Adreſſen zu bemerken und ſind die⸗ 
ſelben mit dem oͤffentlichen Siegel der Beamten der Geſellſchaft zu verſehen, 
welches ſie mit der Umſchrift fuͤhren: 

Kuratorium (Direktorium) der ritterſchaftlichen Privatbank in Pommern, 
ſo 
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fo wie die Kommiſſarien der Geſellſchaft mit der Umſchrift: 
Ritterſchaftliche Privatbank in Pommern, 
als der alleinigen Firma, deren ſich die Bankgeſellſchaft bedienen kann. 


S. 44. 


In Anſehung der Beſteuerung bleibt die ritterſchaftliche Privatbank in 
Pommern der dortigen Landſchaft gleichgeſtellt, inſonderheit bleibt ſie wegen 
ihres kaufmaͤnniſchen Verkehrs frei von der Gewerbeſteuer. 

Der Bank verbleiben auch die ihr beigelegten kaufmaͤnniſchen Rechte. 


$. 45. 


5 Die der Bank anvertrauten Gelder koͤnnen niemals mit Arreſt belegt 
werden. 


F. 46. 


Wenn im Lombardverkehr (F. 26.) ein Darlehn zur Verfallzeit nicht 
zuruͤckgezahlt wird, fo ift die Bank berechtigt, das Unterpfand durch einen ver- 
eideten Makler an der Boͤrſe oder mittelſt einer von einem Auktions-Kommiſſa⸗ 
riug abzuhaltenden öffentlichen Auktion zu verkaufen, und fich aus dem Erloͤſe 
wegen Kapital, Zinſen und Koſten bezahlt zu machen, ohne den Schuldner erſt 
einklagen zu dürfen. Die entgegenſtehende Vorſchrift H. 30. Tit. 20. Thl. I. 
des Allgemeinen Landrechts findet auf die Bank nicht Anwendung. Bei ein- 
tretender Inſuffizienz des Schuldners ift die Bank nicht verpflichtet, das Unter- 
pfand zu deſſen Konkurſe herauszugeben, ihr verbleibt vielmehr auch in dieſem 
Falle das Recht des außergerichtlichen Verkaufs mit der Verbindlichkeit, gegen 
Ruͤcklieferung des Pfandſcheins den nach ihrer Befriedigung noch vorhandenen 
Reſt der Loͤſung zur Konkursmaſſe abzuliefern. 


$. 47. 


Das Geſetz über Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. findet 
auf die ritterſchaftliche Privatbank keine Anwendung; ſonſt gelten in Bezug auf 
dieſelbe die allgemeinen Geſetze, ſoweit nicht in den gegenwärtigen Statuten ab- 
weichende Beſtimmungen enthalten ſind. 

Die Statuten vom 23. Januar 1833. und der am 12. Mai 1833. be⸗ 
ſtaͤtigte Geſellſchaftsvertrag werden hierdurch aufgehoben. 

Gegeben Charlottenhof, den 24. Auguſt 1849. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. 


Nr. 3170.) A, 


der Pommerschen Ritterschaftlichen Privat- Bank 
zu Stettin. 


Auf diese Actie sind von dem (der Name und Stand des 
Einzahlers) Fünfhundert Thaler Preufs. Courant baar eingezahlt, 
und hat der Inhaber derselben für diesen Betrag verhältnifsmäfsi- 
gen Antheil an den Fonds der Bank, ihren Erwerbungen, Vor- 
rechten und Verpflichtungen, wie selbige durch das Statut der 
Bank vom 23. Januar 1833. und den Gesellschafts-Vertrag vom 


bestimmt sind. 


Die Abtretung des Eigenthums dieser Actie kann nur durch 
einen schriftlichen Cessions-Vermerk auf der Rückseite der Actie 
mit den Worten: cedirt an von (Ort und Datum) 
mit Wissen des Bank-Directoriums stattfinden, welches die Ein- 
tragung des neuen Eigenthümers in den Büchern der Bank auf 


der Actie bescheinigt. 


Die Zinsen à 4 pro Cent werden auf besondere Coupons 
halbjährlich, die Dividende jährlich in Stettin bei der unterzeich- 


neten Bank, auch in Berlin bei anzuzeigenden Agenten bezahlt. 


Stettin, den ...ten 


Directorium der Ritterschaftlichen Privat- Bank 
in Pommern. 


Actie i 
der Pommerschen Ritterschaftlichen Privat- Bank 
zu Stettin. 


Auf diese Actie sind von dem (der Name und Stand des 
Einzahlers) Fünfhundert Thaler Preufs. Courant baar eingezahlt, 
und hat der Inhaber derselben für diesen Betrag verhältnilsmälsi— 
gen Antheil an den Fonds der Bank, ihren Erwerbungen, Vor- 
rechten und Verpflichtungen, wie selbige durch die Statuten der 


r 1849. bestimmt sind. 


Die Abtretung des Eigenthums dieser Actie kann nur durch 
einen schriftlichen Cessions-Vermerk auf der Rückseite der Actie 
mit den Worten: cedirt an. N (Ort und Datum) 
mit Wissen des Bank-Directoriums stattfinden, welches die Ein- 
tragung des neuen Eigenthümers in den Büchern der Bank auf 


der Actie bescheinigt. 


Die Zinsen à 4 pro Cent werden auf besondere Coupons 
halbjährlich, die Dividende jährlich in Stettin bei der unterzeich- 


neten Bank, auch in Berlin bei anzuzeigenden Agenten bezahlt. 


in, den,, ten 18. 


Directorium der Riiterschafilichen Privai - Bank 
in Pommern. 


(Nr, 3170.) C. 
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Litt. A. Zins-Coupon zu der Actie der Ritterschaftlichen Privat- 


Bank in Pommern M..... über 500 Rthlr. Kapital, zahlbar zu 


Stettin am 2 _ 48... bei der unterzeichneten Bank mit Zehn 


Thalern Preufs. Cour. 


Directorium der Ritterschaftlichen Privat - Bank 
in Pommern. 


(Hier folgen noch neun ähnliche Kupons - Formulare.) 


Dividende- Schein 


zur Actie der Ritterschaftlichen Privat-Bank 
in Pommern. 


Dem Präsentanten dieses Scheines zahlen wir gegen Auslie- 
ferung desselben die Dividende für das Jahr in Gemäfsheit 
vorheriger Bekanntmachung. 


| 
| 


Directorium der Ritterschaftlichen Privat- 
Bank in Pommern. 


Gier folgen noch vier ähnliche Dividende - Schein - Formulare.) 


